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Augen das Bürgergeld-Projekt als eine
der „großen Errungenschaften“ ihrer
Amtszeit. Doch genau mit dieser Hal-
tung haben die Ampel-Parteien den
Blick auf die Realität verloren. Denn
wer eine Politik verfolgt, die das Prin-
zip „fördern und fordern“ außer Kraft
setzt und damit die Mehrheitsmeinung
unserer Bevölkerung ignoriert, darf
sich nicht wundern über sinkende Um-
fragewerte. Mit diesem gesamtwirt-
schaftlich nicht mehr zu verantworten-
den Sozialhaushalt trägt die Ampel-
Regierung die Hauptschuld daran, dass
Hunderttausende offener Stellen unse-
rer Firmen nicht besetzt werden kön-
nen. Weil sich viele Arbeitslose sagen,
dass sich durch das Bürgergeld Arbeit
für sie nicht mehr lohnt. Und dies ist
auch der Hauptgrund für das wirt-
schaftliche Abrutschen unseres Landes.

GERHARD BANHOLZER, PER MAIL

LESERBRIEFE 
Fern der Realität
„Kein Bürgergeld für Verweigerer“
vom 7. August
Dass gemäß Umfragen des Forsa-In-
stituts die Mehrheit der Deutschen
dafür ist, Arbeitsverweigerern das Bür-
gergeld zu streichen, ist nicht ver-
wunderlich. Schließlich müssen sie mit
ihrer täglichen Arbeitsleistung und
ihren Steuern dafür aufkommen. Und
dies gilt ebenso für die Rentner, die ihr
ganzes Leben lang hart gearbeitet und
Steuern bezahlt haben. Dass nun dies-
bezügliche Forderungen des CDU-
Generalsekretärs, die wohl vom Bun-
desverfassungsgericht als gesetzes-
konform angesehen werden, bei den
Sozialverbänden und natürlich bei SPD
und Grünen auf Kritik stoßen, ver-
wundert nicht. Schließlich gilt in ihren

Ihre Post an: DIE WELT, Brieffach 2410, 10888 Berlin, E-Mail: forum@welt.de
Leserbriefe geben die Meinung unserer Leser wieder, nicht die der Redaktion. Wir freuen uns über jede
Zuschrift, müssen uns aber das Recht der Kürzung vorbehalten. Aufgrund der sehr großen Zahl von 
Leserbriefen, die bei uns eingehen, sind wir leider nicht in der Lage, jede einzelne Zuschrift zu beantworten.

Kapitalismus hat Vietnam stark gemacht

RAINER ZITELMANN

D as Allensbach Institut für Demoskopie hat
einer Gruppe von repräsentativ ausgewähl-
ten Bürgern in Deutschland verschiedene

Aussagen zum Thema Kapitalismus vorgelegt. Kei-
ne bekam so wenig Zustimmung wie diese: „Ka-
pitalismus hat in vielen Ländern die Lage der ein-
fachen Leute verbessert.“ Nur 15 Prozent stimmen
dieser Aussage zu. Dreimal so viele, nämlich 45
Prozent, stimmen in Deutschland der Aussage zu:
„Kapitalismus ist verantwortlich für Hunger und
Armut.“ Das Unwissen über die historischen Erfol-
ge des Kapitalismus ist auch in anderen Ländern
groß. Das Statement „Kapitalismus hat in vielen
Ländern die Lage der einfachen Leute verbessert“
kam nur in zwei von 34 Staaten, wo die Befragung
von Ipsos Mori durchgeführt wurde, unter die Top
5 von insgesamt 18 Aussagen. In Vietnam bekam die
Aussage mit 74 Prozent die zweithöchste Zustim-
mung, in Nigeria landete sie auf Platz fünf.

Es ist kein Zufall, dass gerade in Vietnam und
Nigeria die Zustimmung zu dem Statement so hoch
ist oder dass in einem Land wie Uganda nur wenige
Menschen glauben, der Kapitalismus sei schuld an
Hunger und Armut. Für Menschen in Nigeria oder
Uganda, das zeigt die Befragung, ist „Kapitalismus“
eher ein Hoffnungswort auf ein besseres Leben. Sie
wissen aus eigener Erfahrung, dass der Kapitalis-
mus nicht schuld an Hunger und Armut ist. Viele
Menschen in diesen Ländern hoffen auf mehr statt
weniger Kapitalismus, um endlich der Armut zu
entkommen.

Dass gerade in Vietnam die These, „Kapitalismus
hat in vielen Ländern die Lage der einfachen Leute
verbessert“, so starke Unterstützung fand wie in
keinem anderen Land, zeigt, dass die Vietnamesen
mit marktwirtschaftlichen Reformen sehr gute
Erfahrungen machten. Die Armut in Vietnam ist

von einem Mehrheitsproblem zu einem Minderhei-
tenproblem geworden. Mit einem Pro-Kopf-BIP
von 98 US-Dollar war Vietnam 1990 das ärmste
Land der Welt, hinter Somalia und Sierra Leone.
Vor Beginn der Einführung des Privateigentums
und der marktwirtschaftlichen Reformen führte
jede Missernte zu Hunger, und Vietnam war auf 
die Unterstützung durch das Welternährungs-
programm der Vereinten Nationen und die finan-
zielle Hilfe der Sowjetunion und anderer Ostblock-
länder angewiesen. Noch 1993 lebten 80 Prozent
der Vietnamesen in Armut, heute sind es weniger
als fünf Prozent.

Aus einem Land, das vor Beginn der Reformen
nicht in der Lage war, genug Reis zu produzieren,
um die eigene Bevölkerung zu ernähren, wurde
einer der größten Reis-Exporteure der Welt – und
ein bedeutender Elektronik-Exporteur. In kaum
einem Land auf der Welt hat – wie der Index of
Economic Freedom zeigt – die wirtschaftliche Frei-
heit in den letzten Jahrzehnten so stark zugenom-
men wie in Vietnam. Im Jahr 2024 ist Vietnam der
Aufsteiger im Index of Economic Freedom, den die
Heritage Foundation seit 1995 jedes Jahr veröffent-
licht. Die aktuelle Rangliste des Index of Economic
Freedom umfasst 176 Länder und basiert auf der
Bewertung von zwölf Kriterien. Während der Stand
der wirtschaftlichen Freiheit in der Welt nach An-
gaben der Heritage Foundation auf den niedrigsten

Stand seit 2001 gefallen ist und die Vereinigten
Staaten sogar die schlechteste Bewertung seit der
ersten Erstellung des Index im Jahr 1995 haben, 
hat sich Vietnam gegen den weltweiten Trend 
stark verbessert.

Vietnam liegt zwar nur auf Platz 59 von 176 Län-
dern, aber es holt sprunghaft auf: Im Vergleich zum
Vorjahr, in dem Vietnam auf Platz 72 lag, kletterte
das Land um 13 Plätze nach oben. Im langfristigen
Vergleich seit 1995 hat Vietnam 21 Punkte hinzuge-
wonnen, mehr als jedes andere Land vergleichbarer
Größe in der Welt. Von den 40 Ländern des asia-
tisch-pazifischen Raums, die in dem Index bewer-
tet werden, liegt Vietnam nun an elfter Stelle.
Uganda dagegen gehört immer noch zu den ärms-
ten Ländern der Welt. In dem Land leben rund 46
Millionen Menschen, wobei etwa 42 Prozent der
Bevölkerung in extremer Armut leben. Nach An-
gaben der Weltbank wuchs das Pro-Kopf-BIP zwi-
schen 2011 und 2022 nur um ein Prozent pro Jahr.

Seien es China, Vietnam, Südkorea oder Indien,
seien es Polen, die Tschechische Republik oder die
ehemalige DDR – in den letzten Jahrzehnten gab es
viele Beispiele, die bestätigen, dass der Kapitalis-
mus die Situation der einfachen Menschen verbes-
sert hat. Wenn man bedenkt, dass seit der Ent-
stehung des Kapitalismus vor etwa 200 Jahren der
Anteil der Menschen, die in extremer Armut leben,
weltweit von 90 Prozent auf heute weniger als
neun Prozent gesunken ist, wird das ganze 
Ausmaß der Fehlinformation über den 
Kapitalismus deutlich.

T Rainer Zitelmann ist freier Publizist. Zuletzt
erschien von ihm: „Weltreise eines Kapitalisten.
Auf der Suche nach den Ursachen von Armut
und Reichtum“ (FBV)

GASTKOMMENTAR

Z um dritten Jahrestag der Macht-
ergreifung der Taliban berichteten
alle deutschen Sender, die pri-
vaten ebenso wie die öffentlich-
rechtlichen, über die Lage in dem
Land am Hindukusch-Massiv, das
die westlichen Alliierten am 15.

August 2021 fluchtartig verlassen hatten. Damals
waren sich so gut wie alle Experten darüber einig,
dass „die neuen Taliban“ die Fehler der alten Tali-
ban nicht wiederholen würden und dass man des-
wegen die Regierung der Gotteskrieger beim Auf-
bau zivilgesellschaftlicher Strukturen unterstüt-
zen sollte, so minimalinvasiv sie auch durchge-
führt würden.

Es dauerte nur ein paar Wochen, bis sich dieser
Optimismus als Wunschdenken erwies. Die Tali-
ban trieben die Verschmelzung von Dystopie und
Despotie weiter voran, schafften die letzten Reste
bürgerlicher Freiheiten ab und überließen die
Versorgung der Bevölkerung ausländischen Orga-
nisationen wie dem World Food Programme, ohne
sich daran zu stören, dass solche NGOs von „Un-
gläubigen“ gemanagt werden. 

Auch die Familie Khan – Mutter, Vater und sie-
ben minderjährige Kinder – gehört zu den über 24
Millionen Afghanen, die auf Lebensmittellieferun-
gen angewiesen sind. Er sei der Einzige in der
Familie, der arbeiten könne, erzählt Merza Khan
den Journalisten vom heute-journal, aber es gebe
keine Arbeit. Wenn er mal Geld habe, dann kaufe
er ein Kilo Reis „oder etwas anderes, das wir ko-
chen und essen können“. Ist kein Geld da, „kön-
nen wir nur dasitzen und auf Gott hoffen“. Ohne
internationale Hilfe, ergänzt eine Stimme aus dem
Off, würden Familien wie die Khans „kaum über-
leben“. 

Die Mehlsäcke und Ölkanister „sind schon lange
leer“. Nachdem vor einigen Monaten dem World
Food Programme der UN die Mittel radikal ge-
kürzt wurden, „mussten wir zehn Millionen Men-
schen von unserer Liste der dringend benötigten
Hilfe streichen“, erklärt ein Sprecher des WFP.
Die Helfer würden nun unterscheiden „zwischen
denen, die Hunger leiden, und denen, die extre-
men Hunger leiden“, für mehr reiche das Geld
nicht aus. Die regierenden Taliban fallen weder in
die eine noch die andere Kategorie. Sie sehen
gesund und gepflegt aus, sind wohlgenährt bis
übergewichtig, tragen Kleider aus guten Stoffen
und halten Waffen in ihren Händen, die sie nicht
bei der Sommerkirchweih in Herzogenaurach
gewonnen haben. Sie können sich sogar zum drit-
ten Jahrestag der Machtergreifung eine kleine
Militärparade leisten. 

Der stellvertretende Taliban-Sprecher Hamdul-
lah Fetrat nutzt die Gelegenheit, um via ZDF ei-
nen Appell an Deutschland zu richten. Das isla-
mische Emirat Afghanistan, sagt er, strebe gute
Beziehungen zu allen europäischen Ländern an,
„insbesondere zu Deutschland, mit dem wir eine

historische Beziehung haben“. Er hoffe und bitte,
„dass Deutschland den Afghanen humanitäre Hilfe
leistet“. Soll heißen: Dass Deutschland sich der
„historischen Beziehung“ zu Afghanistan bewusst
wird und die 42 Millionen Einwohner des Landes
mit allem versorgt, was diese zum Leben brau-
chen. Damit die afghanische Regierung sich darauf
konzentrieren kann, das zu tun, wofür sie an-
getreten ist: In Afghanistan ein islamisches Emirat
zu etablieren. Sich um die Familie Khan zu küm-
mern, steht nicht auf ihrem To-Do-Zettel. 

Allerdings, das Anliegen des Taliban-Sprechers ist
nichts so absurd und so hergeholt, wie es sich an-
hört. Deutschland ist bereits in Vorkasse getreten
und hat seit der Machtübernahme der Taliban in
Afghanistan 370 Millionen Euro überwiesen. An
wen? Direkt an die humanitären Organisationen,
die in Afghanistan tätig sind, sagt die zuständige
Ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Svenja Schulze. Wer es wagte zu be-
haupten, das Geld sei an die Taliban gegangen, ris-
kierte noch vor Kurzem, von der Ministerin ver-
klagt zu werden. Erst nachdem das Bundesver-
fassungsgericht in letzter Instanz entschieden hat-
te, eine solche Behauptung falle unter das Recht auf
freie Meinungsäußerung, außerdem gebe es „An-
knüpfungstatsachen“, die dafürsprächen, musste sie
zähneknirschend die Segel streichen.

Man kann also behaupten, die Bundesrepublik
leiste einen Beitrag zur Finanzierung des Taliban-
Regimes. Dies zu bestreiten, wäre so verwegen, als
würde jemand darauf bestehen, man könnte die
’Ndrangheta oder die Camorra bei der Planung
von Bauprojekten in einer von den beiden Interes-
sengruppen kontrollierten Region einfach überge-
hen. Aber kann man notleidenden Menschen wie
der Familie Khan in Afghanistan Hilfe verweigern?
Man muss es tun, will man nicht ein Terrorregime
ermächtigen und rechtfertigen, dem Menschen-
rechte egal sind.

Afghanistan ist ein souveränes Land. Es hat
einen Sitz in den Vereinten Nationen und anderen
Organisationen. Die Regierung ist nicht demokra-
tisch legitimiert, aber das gilt ebenso für andere
Staaten, von Belarus bis Nordkorea und für min-
destens die Hälfte aller Staaten, die bei den Ver-
einten Nationen Sitz und Stimme haben. Geht es
zum Beispiel um Frauenrechte beziehungsweise
deren Abwesenheit, verbittet sich die afghanische
Regierung jede Kritik als Einmischung in ihre
inneren Angelegenheiten. Aber sie hat keine Hem-
mungen, Deutschland um „humanitäre Hilfe“ zu
bitten, ohne der Bundesrepublik auch nur an-
zubieten, über die Verwendung des Geldes mit-
reden zu dürfen. Das ist lupenreine Chuzpe. 

Die erste und wichtigste Aufgabe einer Regie-
rung ist es, für die Sicherheit und das Wohlerge-
hen der eigenen Bevölkerung zu sorgen. Ist sie
dazu nicht in der Lage oder willens, wird sie abge-
wählt oder, wie neulich in Bangladesch, vom Hof
gejagt. Das kann schnell gehen oder sich eine Wei-
le hinziehen. Einer Regierung, die das eigene Volk
terrorisiert, Geld hinterherzutragen, ist kein Straf-
tatbestand, weder im Völker- noch im nationalen
Recht, aber trotzdem ein Verbrechen. Jeder Euro,
den die Bundesregierung „nach Afghanistan“ über-
weist, kommt direkt oder indirekt den Taliban
zugute, fördert den Staatsterrorismus. Egal, wie
die zuständige Ministerin den Vorgang deklariert.

„Wir sind mit der Regierung sehr zufrieden“,
versichert Merza Khan, der siebenfache Familien-
vater, im heute-journal. „Aber sie sollte sich um
die Menschen kümmern.“forum@welt.de

Deutsches Geld
für die Taliban

Wenn es um die Rechte
von Frauen geht,
verbittet sich Kabul jede
Einmischung. Aber es
hat keine Hemmungen,
Deutschland um
„humanitäre Hilfe“ zu
bitten. Svenja Schulze
zahlt gern – möchte
aber nicht, dass darüber
geredet wird

VIA ZDF
DARF SICH
DER SPRECHER
DER TALIBAN AN
DIE REGIERUNG
IN BERLIN
WENDEN

ESSAY

HENRYK M. BRODER

V izepräsidentschaftskandidat
Tim Walz hatte die Latte hoch
gehängt. „Wir schulden dem

amerikanischen Volk Erklärungen, was
genau sie (Kamala Harris) tun wird,
wenn sie Präsidentin ist.“ Eingelöst hat
Harris dieses Versprechen mit ihrer
Rede auf dem Parteitag der Demokra-
ten nicht. Knapp 40 Minuten lang
sprach die Präsidentschaftskandidatin.
Man erfuhr viel über ihre eigene Bio-
grafie und ein wenig über ihre Außen-
politik. Ansonsten feuerte Harris ein
Best-of ihrer bekannten Positionen ab.
Wahlrechtsreform, Recht auf Abtrei-
bung gesetzlich verankern, Waffenge-
walt bekämpfen. Dem von ihr postu-
lierten Ziel, die Stärkung der Mittel-
schicht ins Zentrum ihrer Präsident-
schaft zu stellen, widmete sie dann
verblüffenderweise nur wenige Minu-
ten. Nicht einmal ihre zuvor zaghaft
angekündigten Entlastungsideen (Anti-
Preistreiberei-Maßnahmen, Unterstüt-
zung für Familien, Mindestlohnerhö-
hung) führte sie genauer aus. 

Hätte man ihre biografischen Anek-
doten aus Kalifornien gegen Anekdoten
aus Scranton, Pennsylvania, ausge-
tauscht, hätte die Rede auch gut von
Joe Biden gehalten werden können, der
aus Scranton stammt. Eigene aus-
buchstabierte Inhalte? Musste man mit
der Lupe suchen. Und das schien in der
Basketball-Arena in Chicago auch nie-
manden zu stören. Harris erntete mi-
nutenlangen Applaus. Überhaupt
schien zumindest der öffentlichkeits-
wirksame Teil des Parteitags eher auf
gute Laune gepolt zu sein als darauf,
den Wählern die eigenen politischen
Vorhaben näherzubringen. Hillary
Clinton, die ihre Niederlage von 2016
offensichtlich noch nicht überwunden
hat, sprach wieder von gläsernen De-
cken für Frauen, die ihre Nachfolgerin
Harris nun zertrümmern werde. 

Zwar geben sich die Demokraten
mittlerweile mehr Mühe, auch Ar-
beiterthemen wie Löhne, Gewerk-
schaften und Gesundheitskosten an-
zusprechen. Doch nach wie vor domi-
niert der ausgerufene Kampf gegen das
ultimative Böse – Donald Trump – die
Partei. Die demokratische Hauspoetin
Amanda Gorman referierte zum Bei-
spiel über ihre Angst vor einem Ende
der Demokratie, falls Donald Trump
die Präsidentschaftswahl erneut gewin-
nen sollte. Mittlerweile wird offenbar
jede Wahl zur Endzeitschlacht um den
Fortbestand der Demokratie ausgeru-
fen. Wen interessieren da Details zu
Antipreistreiberei-Maßnahmen gegen
die Lebensmittelbranche? Noch immer
hat Harris kein Interview gegeben, in
dem sie ihre Vorhaben erklärt. 

Die schädlichste Auswirkung von
Trumps politischem Aufstieg ist, dass
seine Gegner sich nicht mehr dazu
genötigt sehen, eine eigene Vision für
das Land zu entwickeln. Gegen Trump
sein reicht. Entsprechend ist Kamala
Harris‘ Motto „We’re not going back“
(Wir gehen nicht zurück). Die Kan-

didatin der Demokraten will offenbar
so lange wie möglich um drängende
Fragen herumkommen. Zum Beispiel,
wie genau sie die immens hohen Le-
benshaltungskosten in den Griff krie-
gen möchte. Die möglichen Antworten
könnten Wähler, Medien und spenda-
ble Geldgeber verschrecken. Da hält
man es für klüger, vage zu bleiben.

Stattdessen gibt es einstudierte
Auftritte wie auf dem Parteitag, bei
denen Harris sich wie ein Rockstar
feiern lässt. Vor zwei Monaten war die
59-Jährige laut Umfragen noch die
unbeliebteste Vizepräsidentin der jün-
geren Vergangenheit. Lange dominier-
ten Negativschlagzeilen über ihre Pro-
filosigkeit, den Massenexodus ihrer
Mitarbeiter und ihre ungelenken Reden
und Interview-Antworten. Seit ihrer
Inthronisierung (ohne Gegenkandida-
ten) Ende Juli hat Harris eigentlich
nicht viel geleistet, um den Stim-
mungsumschwung zu rechtfertigen. 

Erstaunlich ist in diesem Zusam-
menhang die Geschlossenheit der Par-
tei. Die linke Abgeordnete Alexandria
Ocasio-Cortez aus New York sagte
noch vor einigen Jahren, dass sie und
Joe Biden in keinem anderen Land in
derselben Partei wären (weil: Biden zu
rechts). Noch kurz vor dessen Rück-
tritt unterstützte sie ihn besonders
energisch und warnte davor, dass nicht
jeder in der Partei Harris als Ersatz-
kandidatin befürworte. Auf dem Par-
teitag in Chicago hielt sie dagegen eine
flammende Rede für Harris. Auch Par-
teigranden wie die ehemalige Spreche-
rin des Repräsentantenhauses Nancy
Pelosi gaben sich als Biden-Unter-
stützer – doch nach der desaströsen
TV-Debatte gegen Trump arbeitete
Pelosi aktiv daran mit, Biden zum
Rücktritt zu nötigen. Bei den Demo-
kraten gilt offenbar das Motto: Wer auf
der Bühne steht, dem applaudiert man,
aber hintenrum wird auch gern mal
intrigiert. Vor allem, wenn es nicht
läuft in den Umfragen. Wie wird man
wohl mit der neuen Kandidatin umge-
hen, falls der aktuelle Hype abebbt? 

Allerdings scheint die Zustimmung
für Harris bei der Parteibasis und in
Teilen der Wählerschaft durchaus orga-
nisch zu sein. Und die Umfragewerte
sind formidabel. Zumindest auf den
ersten Blick. Harris führt laut dem
Umfragen-Auswertungsportal FiveT-
hirtyEight mit 3,6 Prozentpunkten vor
Donald Trump. Auch in den wichtigen
Wechselwählerstaaten liegt sie teil-
weise vorn. Allerdings: Joe Biden führ-
te 2020 mit mehr als acht Prozent-
punkten – und trotzdem hätte es ein
Patt zwischen ihm und Trump gege-
ben, wenn sich in drei Staaten (Arizo-
na, Wisconsin, Georgia) nur knapp
42.000 Wählern anders entschieden
hätten. 

Natürlich kann der Aufschwung bis
zur Wahl anhalten. Vielleicht finden
sich genug Wähler, die Trump so satt-
haben, dass sie Harris ihre Stimme
geben, ohne hohe Anforderungen an
die Kandidatin zu stellen. Doch bis
zum Wahltag am 5. November kann
noch einiges passieren. Und gegen
Unwägbarkeiten rüstet man sich am
besten mit einem stabilen politischen
Programm.joerg.wimalasena@welt.de

Diese Kandidatin bleibt
immer noch vieles schuldig
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JÖRG WIMALASENA


